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Herr Ministerpräsident, Ihre Regie-
rung unterstützt die Ukraine mit um-
fangreichen Munitionslieferungen. 
Bulgariens Staatspräsident Rumen 
Radew ist allerdings dagegen. Er re-
det oft so, als seien ihm die Interessen 
des Kremls näher als die Bulgariens. 
Ist Bulgariens Präsident ein Mann 
des Westens oder Moskaus? 
es ist nicht statthaft für einen Regie-
rungschef, spezifische Positionen des 
staatspräsidenten zu kommentieren. 
ich kann aber erklären, wie ich selbst 
die nationalen interessen Bulgariens 
verstehe. sie liegen darin, dass das 
Völkerrecht von allen akzeptiert wer-
den muss und niemand mit Panzern 
und streitkräften in ein Nachbarland 
einfallen darf. für unsere Regierung 
ist es von höchster Bedeutung, die uk-
raine dabei zu unterstützen, die Vor-
kriegsordnung wiederherzustellen. 
diese haltung haben wir durch die 

lieferung von Rüs-
tungsgütern und 
humanitärer hilfe 
bekräftigt. Nicht 
nur Bulgariens Prä-
sident, sondern 
auch einige unserer 
oppositionsführer 
behaupten, der bes-
te Weg zum frie-
den bestehe darin, 
der ukraine keine 

Waffen mehr zu liefern. Aber es ist of-
fenkundig, dass Russland dann den 
krieg gewinnen würde. Aus den Aus-
sagen russischer führer lässt sich 
schließen, dass der kreml danach wei-
tere invasionen planen wird. es ist 
leicht zu erkennen, welche großen Ri-
siken sich daraus für Bulgarien erge-
ben würden. ein sieg Russlands in der 
ukraine ist nicht im nationalen inte-
resse Bulgariens. 

Bulgarien hat im Sommer 2023 zuge-
sagt, der Ukraine 100 Schützenpanzer 
zu liefern. Die sind immer noch in 
Bulgarien. Warum dauert das so lan-
ge?
Zum transport dieser fahrzeuge war 
ein Parlamentsbeschluss nötig, der 
erst im dezember gefasst werden 
konnte, da im Parlament einige Re-
formgesetze zur Änderung der Verfas-
sung und der korruptionsbekämpfung 
von höchster Priorität anstanden. Zu-
dem ist die Überführung von 100 ge-
panzerten fahrzeugen logistisch kei-
ne trivialität. ich kann aber sagen, 
dass die fahrzeuge voraussichtlich in-
nerhalb von 15 tagen in der ukraine 
sein werden. 

Bulgariens Rüstungsindustrie ist ein 
wichtiger Lieferant der ukrainischen 
Armee. Kann die bulgarische Muni-
tionsproduktion weiter gesteigert wer-
den, oder arbeiten die Fabriken be-
reits an der Kapazitätsgrenze?
Bulgarien war eines der ersten län-
der, die der ukraine gleich zu Beginn 
des krieges geholfen haben. die mu-
nitionslieferungen wurden nie unter-
brochen und dauern an. das wird von 
der ukraine und unseren europäi-
schen Partnern sehr geschätzt. Wir 
sind nach wie vor ein sehr wichtiger 
munitionslieferant, arbeiten aber seit 
monaten an unserer kapazitätsgren-
ze. unsere fabriken sind zu 100 Pro-
zent ausgelastet. die kapazität wurde 
in der kurzen Zeit, die wir hatten, so 
weit wie möglich erhöht. es gibt je-
doch immer noch engpässe, die nicht 
nur Bulgarien, sondern ganz europa 
betreffen. Beispielsweise gibt es man-
gel an Pulvern, die zur munitionspro-
duktion nötig sind. dennoch ist Bul-
garien bereit, die europäische initiati-
ve zur lieferung von militärischer 
Ausrüstung an die ukraine weiterhin 
zu unterstützen.

Sind die Fabriken, in denen Munition 
für die Ukraine hergestellt wird, von 
russischen Anschlägen bedroht?
Wir achten auf mögliche russische 
interventionen, die es in der Vergan-
genheit schon gab. im laufe der Jahre 
gab es mehrere Bombenanschläge, und 
einige standen im Zusammenhang mit 
russischen Agenten. Wir haben die 
maßnahmen zur sicherheit der fabri-

ken deutlich erhöht. ich bespreche re-
gelmäßig mit unseren Geheimdiens-
ten, was sonst noch getan werden 
kann. heute scheint die lage besser zu 
sein, aber wir müssen sehr vorsichtig 
bleiben. 

Kommen wir zur Innenpolitik: Ihre 
Regierung will 2025 den Euro einfüh-
ren. Bulgariens Staatsschulden sind 
niedrig, die Haushaltsdaten gut, doch 
Ihre Koalition könnte bald zerfallen, 
es droht politische Instabilität. Ge-
fährdet das Ihr Ziel, den Euro einzu-
führen?
es ist voreilig, von einem Zerfall der Re-
gierung auszugehen. Wir befinden uns 
in harten Verhandlungen, aber wir teilen 
ähnliche Prioritäten, und die mitglied-
schaft Bulgariens in der eurozone ist 
eine davon. unsere haushaltsdaten sind 
tatsächlich gut. Wir haben mit etwa 22 
Prozent die zweitniedrigste staatsschul-
denquote aller eurostaaten. unser 
haushaltsdefizit liegt seit mehr als zehn 
Jahren unter drei Prozent. Nur unsere in-
flation ist noch etwas zu hoch, aber sie 
sinkt und ist jetzt schon die zweitnied-
rigste in osteuropa. Alle Prognosen, 
auch die der europäischen Zentralbank 
und des internationalen Währungs-
fonds, gehen davon aus, dass wir bei der 
inflation bis zum Jahresende ebenfalls 
die Beitrittskriterien erfüllen.

Als die jetzige Koalition entstand, 
wurde vereinbart: Sie werden Regie-
rungschef, die frühere EU-Kommissa-
rin Marija Gabriel wird Außenminis-
terin, nach neun Monaten findet eine 
Rotation statt. Die steht nun an. Wird 
Frau Gabriel also Regierungschefin, 
und Sie werden Außenminister?
das ist eine möglichkeit, die wir bespro-
chen haben, weil es der einfachste Weg 
wäre, die Rotation auszuführen. es gibt 
aber einigen Widerstand seitens der an-
deren Partei, die darauf beharrt, nach 
der Rotation nicht nur die Regierung zu 
führen, sondern auch das Außenminis-
terium zu behalten. das ist teil der Ver-
handlungen.

Sie bestehen also nicht darauf, der 
nächste Außenminister Bulgariens zu 
werden?
in jeder Regierung haben zwei mitglie-
der direkten Zugang zu ausländischen 
Partnern: der Regierungschef und der 
Außenminister. Beide lager in der Re-
gierung brauchen diesen direkten Zu-
gang. denn es ist wichtig, wer unseren 
Partnern – das sind die mitgliedstaaten 
der eu, Großbritannien und die usA – 
die Vorgänge in Bulgarien erklärt. es ist  
sinnvoll, hier über ein angemessenes 
Gleichgewicht nachzudenken.

Ist ein Kompromiss möglich?
das hoffe ich, denn wir haben wichtige 
Aufgaben vor uns, die dadurch nicht be-
einträchtigt werden sollten. die beiden 
teile dieser Regierung haben keine mei-
nungsverschiedenheiten bei der einfüh-
rung des euros, dem Beitritt zur schen-
genzone oder zur proeuropäischen ent-
wicklung des landes. Wir haben in den 
vergangenen zwei monaten aber eine 
Verzögerung bei unserer sehr wichtigen 
Agenda zur Bekämpfung der korruption 
erleben müssen. der erste teil dieses 
kampfes bestand in einer Änderung der 
Gesetzgebung, und das ist uns in den 
vergangenen acht monaten sehr gut ge-
lungen. Wir haben die Verfassung geän-
dert und Antikorruptionsgesetze erlas-
sen. es gibt aber einen zweiten schritt, 
der in den kommenden monaten an-
steht. er besteht darin, die institutionen, 
die für die Rechtsstaatlichkeit in Bulga-
rien von entscheidender Bedeutung 
sind, nach einer öffentlichen Anhörung 
und in einem regulären Verfahren mit 
geeigneten Personen zu besetzen, die 
fachkompetenz und hohe integrität in 
sich vereinen. hier erleben wir Verzöge-
rungen. Bei der debatte über die Rota-
tion im kabinett, die in den kommenden 
Wochen stattfinden wird, geht es nicht 
um die Posten an sich. das ist zweitran-
gig. es geht um Garantien und Verfah-
ren zur Besetzung von schlüsselpositio-
nen, die für die demokratisierung Bul-
gariens entscheidend sind.

Die Fragen stellte Michael Martens.

„Sieg Russlands ist nicht 
in unserem Interesse“
Bulgariens ministerpräsident denkow über 
munitionslieferungen seines landes an kiew 

tjb. são PAulo. die haitianische 
Regierung hat am sonntag den Not-
stand ausgerufen und eine Ausgangs-
sperre verhängt. das Notstandsdekret 
folgte auf eine dramatische eskalation 
der Gewalt am Wochenende, die teile 
der hauptstadt Port-au-Prince lahmge-
legt und zu massenausbrüchen aus 
zwei Gefängnissen geführt hat. schät-
zungen zufolge sollen dabei 3800 häft-
linge entkommen sein. Bereits in den 
tagen zuvor war es zu heftigen schie-
ßereien gekommen, nachdem der 
mächtige Bandenführer Jimmy chéri-
zier zur Vereinigung aller bewaffneten 
Banden aufgerufen und damit gedroht 

hatte, den Polizeichef und Regierungs-
mitglieder zu entführen, um eine Rück-
kehr von Premierminister Ariel henry 
nach haiti zu verhindern.  henry war in 
der vergangenen Woche zu Gesprä-
chen in kenia. dabei einigten sich die 
beiden länder auf ein Abkommen über 
die entsendung einer multinationalen 
truppe unter der führung kenias, um 
die haitianischen sicherheitskräfte bei 
der Bekämpfung der Bandengewalt zu 
unterstützen. Bandenführer chérizier 
verfolgt nach eigenen Aussagen das 
Ziel, henry zu stürzen, der seit der er-
mordung von Präsident Jovenel moïse 
im Jahr 2021 das land regiert.

3800 Häftlinge ausgebrochen
 Regierung in haiti verhängt Notstand 

Nikolaj Denkow
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Viele ostdeutsche Wissenschaftler und 
institutionen glauben bis heute, die 
deutsch-deutsche Vereinigung sei vor al-
lem zu ihren lasten gegangen. das mag 
für einzelne Professoren stimmen, trifft 
aber ganz sicher aber nicht auf die max-
Planck-Gesellschaft (mPG) zu, die in den 
Jahren 1990 bis 2002 eine unvorstellbare, 
in der Geschichte der mPG einzigartige 
expansion im osten vorantrieb, die mit 
ei ner beispiellosen kürzung im Westen 
einherging. Zwischen 1991 und 1998 
wurden allein 18 neue max-Planck-ins -
titute (mPi), ein großes teilinstitut und 
eine forschungsstelle beschlossen. eine 
gezielte Übernahme von Wissenschaft-
lern aus den neuen Bundesländern in 
leitungs- oder sonstige Positionen war 
zu keinem Zeitpunkt als offizielles Ziel 
der Vereinigungspolitik festgelegt. einige 
westdeutsche Beteiligte wie der histori-
ker Jürgen kocka setzte sich in seinem 
konzept für den forschungsschwerpunkt 
„Zeithistorische studien“ dafür ein, an-
dere nicht. An den neu gegründeten mPis 
und mPG-einrichtungen waren die ost-
deutschen unter direktoren und leitern 
in der absoluten minderheit. die massive 
erweiterung der mPG in den neuen Bun-
desländern habe sich fast ohne ostdeut-
sche Wissenschaftler vollzogen. „Als Ge -
gengewicht zu diesem betrüblichen Be-
fund taugen die zwei ostdeutschen“ 
Wissenschaftler, die zu wissenschaft -
lichen mitgliedern der mPG und direkto-
ren an mPis in den alten Bundesländern 
ernannt wurden, kaum, stellt der eme -
ritierte Professor für Geschichte der Neu-
zeit mit dem schwerpunkt Wissen-
schaftsgeschichte mitchell G. Ash fest. 

die leiter der 28 Arbeitsgruppen der 
mPG an ostdeutschen universitäten wa-
ren in der Regel ostdeutsche. darunter 
war auch der heutige ehemann der frü-
heren Bundeskanzlerin merkel, Joachim 

sauer, der an der humboldt universität 
zu Berlin eine Arbeitsgruppe Quanten-
chemie am mPi für festkörperphysik lei-
tete. der ehemalige mPG-Präsident hu-
bert markl hielt fest, dass die von politi-
scher seite geforderten schritte durch die 
mPG erfüllt worden seien. Allerdings 
hätten die spürbaren umschichtungen 
zur folge gehabt, dass die mPG in den al-
ten ländern um 16 Prozent kleiner ge-
worden sei. mit anderen leitern außer-
universitärer forschungseinrichtungen 
hatte er im Januar 1997 ein „manifest ge -
gen den Niedergang der forschung“ ver-
öffentlicht, in dem Wirtschaft und staat 
vorgeworfen wurde, einem „diktat der 
fiskalpolitik“ zu gehorchen, anstatt sich 
für ein kontrazyklisches „investment in 
intelligenz und einfallsreichtum“ zu ent-
scheiden. die institutsschließungen im 
Westen taten allerdings das ihre, die for-
derung der mPG-leitung nach einer fle-
xibilisierten haushaltsführung durchzu-
setzen. den sanierungsstau durch die 
konzentration auf den osten spürt die 
mPG bis heute. 

es gehört zu den stärken der wissen-
schaftsgeschichtlichen darstellung Ashs, 
dass er die Verhandlungen zwischen Poli-
tik und Wissenschaft am Beispiel der 
mPG nachzeichnet und damit tiefe ein-
blicke in das Wechselspiel der entschei-
denden wissenschaftlichen Gremien und 
der mPG mit den politischen Vertretern 
gibt, die sich in unterschiedlicher inten -
sität etwa am senat der mPG beteiligten. 
einige minister waren sogar senatsmit-
glieder, dazu zählten Zehetmair (Bay-
ern), Brunn (NRW), meyer (sachsen), 
schuchardt (thüringen) und der Berliner 
Wissenschaftssenator ehrhardt. 

unmittelbar nach dem mauerfall hatte 
in der ddR ein machtkampf um die 
hochschulen und um die institute der 
Akademien der Wissenschaften begon-

nen, in den die mPG miteinbezogen war 
und auch gezielt instrumentalisiert wer-
den sollte. schon Jahrzehnte zuvor waren 
mitglieder der mPG in die Akademie der 
Naturforscher leopoldina gewählt wor-
den, die von der ddR-Regierung zwar 
mit einem etat von 200 millionen mark 
unterstützt worden sei, wegen ihres son-
derstatuts im Wissenschaftssystem der 
ddR und ihrer internationalen Bedeu-
tung aber freiheit bei der Wahl ihrer mit-
glieder und ihrer leitung genoss. der da-
malige mPG-Präsident Zacher war aller-
dings keineswegs bereit, die ddR-Aka -
demien und ihre institute zu über neh -
men. die Aufgabe der mPG bestehe 
darin, „forschung durch institute zu för-
dern. sie darf diesen Auftrag nicht ge-
fährden, indem sie institute aufnimmt, 
die ihm nicht entsprechen“, sagte er und 
enttäuschte damit Übernahmehoffnun-
gen der ddR-seite und westliche Bestre-
bungen, ddR-institutionen einfach zu 
übernehmen. damit habe die mPG auch 
die empfehlung des Wissenschaftsrats 
ab gelehnt, die deutsch-deutsche Verei -
nigung als Gelegenheit zur kritischen 
selbstreflexion des eigenen Wissen-
schafts- und forschungssystems zu nut-
zen. Zacher war sich sicher, dass sich da-
mit auch die westdeutsche seite überneh-
men werde, wenn sie „den Prozess der 
einigung mit dem Prozess der selbstkri-
tik im Übermaß verbinden“ würde. 

in einer Pressekonferenz, bei der er als 
neuer Präsident der mPG vorgestellt wur-
de, beschrieb hans f. Zacher, der von 
1990 bis 1996 als erster Geisteswissen-
schaftler an der spitze stand, eine frage 
nach der situation der Geisteswissen-
schaften mit einer formulierung, die ost-
deutsche Wissenschaftler kränkte und 
fortan die debatten begleitete: „Bei den 
Geisteswissenschaften gibt es natürlich 
Be reiche, an denen kein system etwas 

verderben kann, so wie die klassische 
Philologie. Aber dahinter gibt es Wüs-
ten“. Gemeint waren die aus seiner sicht 
unbrauchbaren Rechts- und sozialwis-
senschaften. der Versuch anderer, aus 
dem osten stammender mPG-mitglieder, 
die Wüsten-formulierung zu differenzie-
ren, blieb erfolglos. Als kurz darauf auch 
noch der „spiegel“ den Wirtschaftshis -
toriker Jürgen kuczynski mit der Aussage 
zitierte, die ddR-Wissenschaft sei „im 
mittelmaß Weltspitze“, war der flurscha-
den da. die Auffassung, dass die for-
schungseinrichtungen und hochschulen 
der ddR „überbesetzt“ seien, wurde aus 
der sicht Ashs zum Politikum, aber nicht 
im sinne einer politischen säuberung we-
gen einer früheren mitarbeiterschaft in 
der sed oder der stasi, die bei den insti-
tuten der Akademien der Wissenschaft 
im un terschied zu den hochschulen 
nicht vorgenommen wurde. 

Ashs lesenswerte und erkenntnisreiche 
darstellung ist der fünfte Band der Reihe 
„studien zur Geschichte der max-Planck-
Gesellschaft“, die im Zuge des for-
schungsprogramms „Geschichte der max-
Planck-Gesellschaft (1948–2002)“ am 
Berliner mPi für Wissenschaftsgeschichte 
entstanden ist. ein team von 14 Wissen-
schaftlern und weiteren Gastwissen-
schaftlern untersuchte von 2014 bis 2022 
die Geschichte der mPG seit ihrer Grün-
dung im Jahr 1948 aus der kaiser-Wil-
helm-Gesellschaft. heike schmoll

Aufbau Ost – Abbau West
Wie die Vereinigung deutschlands im Bereich der außeruniversitären Wissenschaft vonstattenging

Mitchell G. Ash:  Die Max-
Planck-Gesellschaft im 
Prozess der deutschen 
Vereinigung 1989–2002. 
Eine politische Wissen-
schaftsgeschichte.
Vandenhoeck & Ruprecht,  
Göttingen 2023. 394 s., 
70,– €.

I m Widerspruch zu manchen deu-
tungen gab es nach dem 8. mai 
1945 keine stunde null. Zwar hat-
ten sich Gründer der Bundesrepu -

blik wie konrad Adenauer, eugen Gers-
tenmaier und kurt schumacher vom Na-
tionalsozialismus ferngehalten oder die 
hitler-diktatur gar aktiv bekämpft. Auch 
basierten bereits die Verfassungsordnung 
und die innen- und außenpolitischen 
Grundlinien der Bundesrepublik auf 
einem Anti-hitler-konsens. doch agier-
ten in öffentlichen funktionen der jun-
gen Republik auch auf Bundesebene zu-
nächst zahlreiche figuren, die schon dem 
Ns-Regime engagiert oder gar fanatisch 
gedient hatten. Gemäß Repräsentativ-
umfragen bekannten sich auch viele Nor-
malbürger nach dem krieg erst allmäh-
lich zur rechtsstaatlichen demokratie – 
aus innerer Überzeugung oder auch nur 
aus opportunismus.

immerhin lebte nach dem 8. mai 1945 
in deutschland ein hoher Anteil langjähri-
ger NsdAP-Anhänger mit ihren familien, 
die in der folgezeit nicht alle plötzlich zu 
demokraten mutierten. Regierung und 

opposition konnten sich deshalb aber kein 
neues Volk suchen. dafür war die Zahl der 
Ns-Verstrickten damals zu hoch. ein frü-
hes signal gegen manche Widerstände 
setzte die Bundesregierung unter Ade-
nauer daher mit ihrer politisch und rein 
moralisch gebotenen Politik der soge-
nannten „Wiedergutmachung“ gegenüber 
israel und dem Judentum. darüber hinaus 
verbot das Bundesverfassungsgericht auf 
Antrag der Bundesregierung bereits 1952 
die „sozialistische Reichspartei“ (sRP) als 
formation glühender und gläubiger hitler-
Anhänger.

der von Gideon Botsch, christoph 
kopke und karsten Wilke herausgege-
bene Band versammelt 24 kompakte ka-
pitel über einzelpersonen aus dem hete-
rogenen spektrum des Rechtsextremis-
mus nach dem krieg. Zu den 
porträtierten Personen unterschiedli-
chen Alters gehören ehemalige Ns-
funktionsträger, rechtsextremistische 
ideologen, geistige Brandstifter, füh-
rungsfiguren neonationalsozialistischer 
Netzwerke und parteipolitische spitzen-
funktionäre, die allesamt auf unter-
schiedliche Art in einer antidemokrati-
schen Parallel- und Gegengesellschaft 
lebten. durch ihren „akteurs -
orientierten Ansatz“ wollen die Autoren 
des sammelbandes, darunter ein hoher 
Anteil junger Zeithistoriker und Politik-
wissenschaftler, dunkelfelder aufhellen. 
tatsächlich gehören biographische 
untersuchungen zu den desideraten der 
Rechtsextremismus-forschung. offen-
bar meiden viele experten bislang aus 
wenig rationalen Gründen eine nähere 
Befassung mit solchen figuren. Gerade 
um Abgründe zu erforschen, ist es frei-
lich wichtig, auch hinabzusteigen.

daher zielt der sammelband darauf, die 
familiäre, schulische, berufliche und poli-
tisch-ideologische sozialisation von 
Rechtsextremisten stärker zu durchleuch-
ten. den Autoren geht es im kern darum, 
typische elemente in den lebenswegen 
solcher nichtintegrierten deutschen zu 
enttarnen, antidemokratische Verhaltens-
muster zu entdecken und einschlägiges 
handeln, darunter diverse Gewalttaten, zu 
erklären. für ihre Por träts bedeutender 

und weniger wichtiger Akteure des seg-
mentes haben die Autoren jeweils nicht 
nur sekundärliteratur, sondern auch diver-
se ego-dokumente ausgewertet, wie zum 
Beispiel tagebücher, Autobiographien, 
Verhörprotokolle und politische Bekennt-
nisschriften. Neben solchen selbst- grün-
den die Beiträge auch auf fremdbildern, 
darunter Ausführungen von Zeitgenossen 
über die porträtierten Personen.

Zu den porträtierten Personen gehört 
Adolf von thadden. Wie hans-Gerd 
Jaschke in seinem Beitrag über den NPd-
mitgründer, späteren NPd-Vorsitzenden 
und schriftleiter des NPd-Parteiorganes 
überzeugend darlegt, gehört von thad-
den zu den wichtigsten figuren im 
Rechtsextremismus nach dem krieg. 
frühzeitig hatte er dazu beigetragen, das 
zerstrittene und zersplitterte spektrum 

des damaligen Rechtsextremismus zu 
einem erheblichen teil unter dem dach 
der NPd zu sammeln. später schaffte die 
NPd unter seiner führung den sprung in 
sieben landtage, bis sie 1969 bei der 
Bundestagswahl mit einem Zweitstim-
menanteil von 4,3% scheiterte. die NPd-
erfolge basierten gerade auch auf von 
thaddens strategischen fähigkeiten und 
seinen eloquenten, oft eher gemäßigt 
wirkenden Auftritten in der Öffentlich-
keit, die seine Ns-Apologetik, seinen 
Antisemitismus und seine engen kontak-
te zu alten, notorischen Nationalsozialis-
ten vernebelten. 

ein weiterer Beitrag widmet sich Jür-
gen Rieger, einem langjährigen führer 
und förderer der neonationalsozialisti-
schen szene in deutschland. Noch stär-
ker als andere Rechtsextremisten kenn-
zeichneten Rieger ideologisch sowohl 
sein besonders ausgeprägter Antisemi-
tismus und rabiater Rassismus als auch 
seine pronationalsozialistische einstel-
lung und seine christentumsfeindlich-
keit –  aus seiner sozialdarwinistischen 
sicht schwäche Nächstenliebe ein land. 
Vor allem für die neonationalsozialisti-
sche szene agierte er unter anderem  als 
Rechtsanwalt, finanzier, ideologe, stra-
tege und organisator größerer demons -
trationen. Als zeitweiliger NPd-spitzen-
funktionär half der hassprediger, die 
Partei stärker für Akteure der neonatio-
nalsozialistischen szene zu öffnen.

Auch wenn die Autoren den biographi-
schen Ansatz mit guten Gründen forciert 
nutzen, um rechtsextremistische demo-
kratiefeindlichkeit präziser zu erklären 
und stärker in Analysen der Gesamtge-
schichte der Bundesrepublik einzubetten, 
fehlen unter den porträtierten Personen 
erstaunlicherweise politisch besonders re-
levante figuren wie otto ernst Remer, 
Gerhard frey, franz schönhuber und udo 
Voigt. dennoch liefert der sammelband 
schon jetzt eine gute Grundlage für fortge-
setzte forschung. das auch deshalb, weil 
die Autoren –  im Vergleich zu anderen Au-
toren –  die sekundärliteratur über Rechts-
extremismus in ihrer Breite und tiefe stär-
ker ausschöpfen, als das oft geschieht. 

Rechtsextremismus in seinen ver-
schiedenen facetten forciert zu analy-
sieren gehört tatsächlich zu den wichti-
gen Aufgaben der Zeit. denn zuneh-
mend beunruhigen und erschüttern 
unter anderem  rechtsextremistisch mo-
tivierter Antisemitismus, Rassismus und 
Nationalismus die Bundesrepublik –  so-
wohl inner- als auch außerhalb vieler 
Parlamente. Vor allem ermordeten 
Rechtsextremisten beziehungsweise 
-terroristen seit 1990 zahlreiche men-
schen. Gerade deswegen bleibt es be-
deutsam, Rechtsextremismus und seine 
ursachen zu untersuchen, aber sie auch 
kontinuierlich und konsequent auf de-
mokratisch-rechtsstaatliche Art zu be-
kämpfen gemäß der devise: „hinsehen 
und handeln statt wegsehen und warten; 
mit Worten und Wahlzetteln, notfalls 
mit Gesetz und Gefängnis“. Gerade die 
politische mitte muss sich mehr für die 
demokratie und gegen extremismus en-
gagieren. hARAld BeRGsdoRf

Braune Gegengesellschaft

Dachorganisation: Unter der Fahne der NPD versammelten sich lange Zeit viele rechtsextremistische Strömungen. foto dpa

Gideon Botsch / Christoph 
Kopke /  Karsten Wilke 
(Hrsg.): 
Rechtsextrem: 
Biographien nach 1945.
de Gruyter oldenbourg 
Verlag, Berlin 2023. 
485 s., 69,95 €.

Wie sie wurden, was sie 
wurden: das leben 
von  Rechtsextremisten
 in der Bundesrepublik 
in der Zeit nach 1945. 
einige wichtige Namen 
fehlen allerdings.
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